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Wallis

Vom 11. März bis 17. Mai 2024  
biegen die Informatiklehrlinge  
im Wallis auf die Zielgerade  
ein: Um ihr Eidgenössisches Fä- 
higkeitszeugnis EFZ zu erhal- 
ten, werden sie innerhalb dieser  
zehn Wochen ihre Abschlussar- 
beit schreiben müssen. Die soge- 
nannte «Individuelle betriebliche  
Abschlussarbeit», kurz IBA.

Diese Abschlussarbeit dür- 
fen die Lehrlinge nicht auf die  
leichte Schulter nehmen: Sie  
macht ganze 30 Prozent der Ab- 
schlussnote aus. Deshalb ist wich- 
tig, dass die Lehrmeister ihre  
Lehrlinge gut und lückenlos in- 
formieren können. Doch das ge- 
staltet sich derzeit schwierig –  
zumindest im Oberwallis.

Die Dokumentation über die  
administrativen Schritte, die Fris- 
ten und Anforderungen der IBA  
liegen derzeit nur auf Französisch  
vor: eine Powerpoint-Präsenta- 
tion von 58 Seiten, datiert auf den  
16. November 2023. Das stimmt  
mit dem Tag überein, an dem  
die Sitzung mit den Lehrbetrie- 
ben stattgefunden hat – und mit  
dem Startschuss des Verfahrens  
der IBA 2024. Die Präsentation  
liegt dem «Walliser Boten» vor.

Das Dokument dürfte für eine  
Mehrheit der Oberwalliser Lehr- 
meister keine leichte Kost sein. Ab- 
kürzungen, technische Begriffe in  
einer Sprache, die nicht ihre Spra- 
che ist. Es existiert nur auf Fran- 
zösisch. Trotzdem sollen die Lehr- 
meister ihre Auszubildenden kor- 
rekt informieren. Sie müssen.

Nun stellt sich die Frage, wie- 
so eine derart wichtige Informati- 
on den Berufsleuten im Oberwal- 
lis nur auf Französisch zur Verfü- 
gung steht? Es ist eine Geschichte  
mit mehreren Wendungen.

Harsche Vorwürfe an die  
zuständige Dienststelle
Ein erster Hinweis auf diese Fra- 
ge ist auf dem Informationssys- 
tem «PkOrg» hinterlegt. Dabei  
handelt es sich um das Portal der  
Berufsbildung, die von einem ex- 

ternen Anbieter zur Verfügung  
gestellt wird. Auf der Plattform  
können sich Fachexperten und  
Lehrmeister registrieren, um die  
Kommunikation und den Aus- 
tausch zu vereinfachen und zu  
gewährleisten. Kurz: alles im Zu- 
sammenhang mit dem Qualifika- 
tionsverfahren zu hinterlegen und  
zu bündeln.

Im Kanton Wallis wird die  
Plattform seit einigen Jahren be- 
nutzt. Und bisher wurde sie sehr  
wohlwollend aufgenommen. Sie  
sei zuverlässig und einfach in der  
Handhabung. Eine gute Sache.

In den Dokumenten, die  
der Chefexperte den zuständi- 
gen Verantwortlichen des Fach- 
bereichs Informatik zur Verfü- 
gung stellt, ist auch die erwähn- 
te Powerpoint-Präsentation hin- 
terlegt. Inklusive Kontaktdaten der  
zuständigen Chefexperten… und  
einer Bemerkung, die Fragen auf- 
wirft: «Aufgrund fehlender Mittel  
in der DB (Dienststelle für Berufs- 
bildung) werden die Dokumen- 
te zu unserem grossen Bedauern  
seit drei Jahren nicht mehr über- 
setzt…» Ein Screenshot liegt dem  
«Walliser Boten» vor.

Das sind happige Vorwürfe ge- 
gen eine Dienststelle des Kan- 
tons Wallis, der sich die Zwei- 
sprachigkeit so hoch auf die Fah- 
ne schreibt und dessen Dienst- 
stelle für Kultur eben erst für das  
Engagement der Zweisprachig- 
keit ausgezeichnet wurde. Ausge- 
rechnet er soll den Informations- 
fluss für die Lernenden in den  
Amtssprachen vernachlässigen?

Dienstchefin Fux sagt: «Die  
Aussage ist nicht korrekt»
Auf Anfrage dementiert Tanja  
Fux diese Darstellung, die auf  
der Plattform «PkOrg» hinter- 
legt wurde. Fux ist Chefin der  
Dienststelle für Berufsbildung  
beim Kanton Wallis. Sie schreibt:  
«Alle Dokumente im Zusam- 
menhang mit der Ausbildung  
und den Qualifikationsverfahren  
werden von den schweizerischen  
Berufsverbänden in den offizi- 
ellen Landessprachen zur Verfü- 
gung gestellt.»

Was die Planung und Durch- 
führung der Qualifikationsverfah- 
ren betrifft, liege die Verantwor- 
tung für die interne Kommunika- 
tion bei den jeweiligen Chefex- 

perten. Der Kanton sei aus die- 
sem Grund auch nicht zuständig  
für die Übersetzung der Infor- 
mationen an die jeweiligen Gre- 
mien der Experten. Deshalb, so  
Fux, sei die «Aussage, dass der  
Kanton seit drei Jahren keine  
Ressourcen mehr für die Über- 
setzung hat, so nicht korrekt».  
Denn es handle sich nicht um die  
Aufgabe des Kantons – sondern  
die Übersetzung liege in der Ver- 
antwortung der Branche selbst.

«Die Berufsverbände und ihr  
Engagement sind sehr wichtig  
und der Kanton pflegt einen re- 
gen Austausch mit ihnen, viele  
Probleme können auf dieser Ebe- 
ne gelöst werden», schreibt Fux.  
Und: «Leider gibt es im Oberwal- 
lis keinen solchen Verband für den  
Bereich der Informatik.»

Der Kanton Wallis, darauf  
deutet mittlerweile alles hin,  
steht nicht am Ursprung des Pro- 
blems. Ein Problem scheint es  
für den Kanton aber zu werden.  
Dienstchefin Tanja Fux will ge- 
mäss eigenen Aussagen interne  
Abklärungen treffen – damit die  
Oberwalliser Informatiklehrlinge  
nicht den Anschluss verlieren.

Die Bemerkung im Informationssystem «PkOrg», wonach der Kanton und seine Dienststelle für 
Berufsbildung für die fehlende Übersetzung verantwortlich wäre. Bild: zvg

Fehlende Übersetzung 
wegen fehlender Mittel?
Im kommenden Frühjahr schreiben die Informatiklehrlinge ihre Abschlussarbeiten. Die 
Informationen gibt es nur auf Französisch. Der Kanton weist die Verantwortung von sich.

Adrien Woeffray

Im Juni 2007 wurde der Lötsch- 
berg-Basistunnel in Betrieb ge- 
nommen. Er verbindet Frutigen  
im Berner Oberland mit Raron  
über eine Strecke von fast 35  
Kilometern. Aufgrund begrenz- 
ter Finanzmittel konnte der Tun- 
nel seinerzeit aber nur teilweise  
realisiert werden.

Eine zweite Röhre wurde  
bislang zwar auf 14 Kilome- 
tern ausgebrochen, aber nicht für  
den Bahnverkehr ausgestattet.  
Weitere sieben Kilometer müs- 
sen noch ausgebrochen werden.

Seit 2014 wurden parlamen- 
tarische Beratungen über den  
Vollausbau des Lötschberg-Ba- 
sistunnels geführt. Lange Zeit  

blieben sie aber erfolglos – bis im  
August dieses Jahres.

Denn am 16. August 2023  
hat der Bundesrat schliesslich  
die «Perspektive Bahn 2050»  
verabschiedet und Anpassungen  
an laufenden Ausbauprojekten  
beschlossen.

Das Geschäft des Bundes- 
rats hat eine Kreditanpassung  
über 640 Millionen Franken für  
den Vollausbau des Lötschberg- 
Basistunnels beinhaltet – und  
30 Millionen Franken für die  
Planung des Grimseltunnels.

Am Dienstag nun hat der  
Ständerat über das Geschäft  
«Perspektive Bahn 2050» be- 
raten – und einstimmig für  

den Vollausbau des Lötschberg- 
Basistunnels gestimmt.

Zuvor, Ende November  
2023, hatte die Kommission für  
Verkehr und Fernmeldewesen  
des Ständerats (KVF-S), die von  
der Walliser Ständerätin Mari- 
anne Maret präsidiert wird, den  
Bundesbeschluss mit 9 zu 0  
Stimmen bei 3 Enthaltungen  
angenommen.

Das Lötschberg-Komitee un- 
ter der Co-Präsidentschaft von  
Barbara Egger-Jenzer und alt  
Staatsrat Jacques Melly hat den  
heutigen Entscheid des Stän- 
derats in einer Mitteilung «be- 
grüsst». Der Vollausbau des Tun- 
nels sichere eine vollständige Red- 

undanz der Bahnachsen durch die  
Alpen, was insbesondere die Zu- 
verlässigkeit des Bahntransports  
im Güterverkehr erhöhe. Zudem  
sei es wichtig, die derzeit unzurei- 
chenden Kapazitäten am Lötsch- 
berg sofort auszubauen, um  
die angestrebte Klimaneutralität  
bis 2050 zu erreichen.

Gleichzeitig fordert das  
Lötschberg-Komitee einen ra- 
schen Vollausbau, um die Sicher- 
heit der Bahnpassagiere durch  
die Räumung des Munitionsla- 
gers Mitholz zu gewährleisten.

Der Nationalrat wird voraus- 
sichtlich in der ersten Jahres- 
hälfte 2024 über das Geschäft  
beraten. (pan)

Grünes Licht für Lötschberg-Basistunnel
Der Ständerat hat den Weg für den Vollausbau geebnet. 2024 berät der Nationalrat darüber.

Es war ein Fall, der die inter- 
nationale Sportwelt während Jah- 
ren auf Trab hielt. In den letz- 
ten Monaten sogar intensiv. Mit- 
tendrin drei Walliser: FIFA-Präsi- 
dent Gianni Infantino, der ehema- 
lige Kommunikationschef der Bun- 
desanwaltschaft André Marty und  
Oberstaatsanwalt Rinaldo Arnold.  
Sie trafen sich mit dem frühe- 
ren Bundesanwalt Michael Lauber  
im Hotel Schweizerhof in Bern.  
Mehrmals. Was Folgen hatte.

Der sogenannte FIFA-Skan- 
dal, der 2015 mit der Verhaftung  
von sieben hochrangigen Funk- 
tionären in Zürich seinen Anfang  
nahm, zog sich während Jahren  
dahin. Als die ominösen «Schwei- 
zerhof»-Treffen bekannt wurden,  
gingen die Spekulationen hoch:  
Infantino soll Lauber instrumen- 
talisiert haben, um beim Weltfuss- 
ballverband die Macht zu überneh- 
men. Dank Laubers Ermittlungen  
gegen FIFA-Präsident Sepp Blat- 
ter und UEFA-Präsident Michel  
Platini habe es Infantino im Fe- 
bruar 2016 auf den FIFA-Thron  
geschafft.

Nun wurden diese Spekula- 
tionen beendet. Zumindest gross- 
mehrheitlich. Die ausserordentli- 
chen Bundesanwälte Hans Mau- 
rer und Ulrich Weder stellten  
das Strafverfahren gegen Infan- 
tino, Arnold, Marty und Lauber  
ein. Es gebe keine Hinweise auf  
einen «mithilfe von Vertretern  
der Bundesanwaltschaft in Szene  
gesetzten Mechanismus, Gianni  
Infantino auf den Präsidenten- 
sessel der FIFA zu hieven», heisst  
es in der Verfügung.

Erbärmliche Ermittlungen
Im Jahr 2020 gerieten die Ge- 
heimtreffen zwischen der FIFA- 
Spitze und der Bundesanwalt- 
schaft an die Öffentlichkeit. Drei- 
mal war Infantino als neuer  
FIFA-Präsident mit Bundesan- 
walt Lauber zusammengekom- 
men. Traktanden gab es nicht,  
Protokolle wurden keine erstellt.

Am undurchsichtigsten bleibt  
bis heute das dritte Treffen vom  
16. Juni 2017 im «Schweizerhof».  
Daran nahmen auch Oberstaats- 
anwalt Arnold und der dama- 
lige Bundesanwaltschafts-Medien- 
chef Marty teil. Alle Teilnehmer  
sagten aus, sie hätten keine Erin- 
nerung an dieses Treffen. Darauf- 
hin folgten mehrere Strafanzeigen  
gegen die Akteure.

Das Verfahren an sich ver- 
lief – wir sind höflich – höchst  
unglücklich. Der erste Sonderer- 
mittler Stefan Keller musste das  
Mandat niederlegen, weil das  
Bundesstrafgericht in Bellinzona  
ihm untersagt hatte, weiter ge- 
gen FIFA-Präsident Infantino zu  
ermitteln. Schliesslich übernah- 
men Maurer und Weder. Ende  
Oktober haben sie das Strafver- 
fahren offiziell eingestellt.

Am Wochenende äusserte  
sich Gianni Infantino im Maga- 
zin des «Tages-Anzeigers» erst- 
mals zur Verfahrenseinstellung.  
Diese Zeitung konnte am Diens- 
tagmorgen Oberstaatsanwalt  
Rinaldo Arnold in Brig inter- 
viewen. Mit dabei hatte er die  
Einstellungsverfügung.

Rinaldo Arnold, hatten Sie  
letzthin Kontakt mit FIFA‑ 
Präsident Gianni Infantino?
Ja. Erst kürzlich, per SMS.

Sie tauschen sich demnach  
regelmässig aus?
Mittlerweile ist der Kontakt wie- 
der regelmässig. Aber Gianni ist  
viel unterwegs, daher kommu- 
nizieren wir auf den digitalen  
Kanälen.

Um was geht es dabei?
Der Austausch ist rein privater  
Natur, so wie das bei Kollegen  
üblich ist.

Das Verfahren gegen Gianni 
Infantino, Ex‑Bundesanwalt  
Michael Lauber und weitere 
Beteiligte – unter anderem 
auch Sie – ist eingestellt. Es 
ging um Amtsmissbrauch, 
Amtsgeheimnisverletzung und  
Begünstigung. Die Vorwürfe 
liessen sich nicht erhärten.  
Sie müssen erleichtert sein.
Ich bin sehr froh, dass das Ver- 
fahren endlich abgeschlossen ist.  
Und ich bin froh, dass in der  
Einstellungsverfügung klar auf- 
gezeigt wird, dass wir strafrecht- 
lich nicht belangt werden können.  
Das heisst: Wir haben uns nichts  
zuschulden kommen lassen.

Wie gingen Sie mit der Situa‑ 
tion um, dass ein Verfahren 
läuft, im Fokus internatio‑ 
naler Medien, und Sie  
mittendrin stehen. 
Natürlich kann man das nicht  
ganz beiseiteschieben. Aber ich  
blieb gelassen. Ich war immer  
überzeugt, dass wir nichts Un- 
rechtmässiges getan haben.

Nie gezweifelt?
Nein.

Was hat man Ihnen  
genau vorgeworfen?
Mir wurde Anstiftung zu  
Amtsgeheimnisverletzung vor- 
geworfen.

Haben Sie die Einstellungs‑ 
verfügung gelesen?
Ja, die ganzen 221 Seiten.

In dieser steht, dass sich der  
Verdacht auf eine Instrumen- 
talisierung der Bundesanwalt- 
schaft durch die FIFA nicht  
erhärtet habe. Der Tatver- 
dacht sei im Gegenteil ent- 
kräftet worden. Der «Tages‑ 
Anzeiger» schrieb daraufhin:  
«Ausser Spekulationen nichts  

«Es ging nie darum, etwas zu vertuschen»
Die FIFA-Affäre um Gianni Infantino, Michael Lauber und Rinaldo Arnold ist ad acta gelegt. Erstmals spricht Oberstaatsanwalt Arnold.

Armin Bregy

«Ich konnte 
mich nicht 
mehr 
erinnern.»


